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Wichtige neue Entscheidung 

 
Bezirksschornsteinfegerrecht: Sachverständigenkosten bei der Kehrbezirksüberprüfung 
können weiterhin dem Geprüften auferlegt werden 
 
§ 21 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 SchfHwG, § 26 Abs. 2 Satz 2 und 3 SchfG, Art. 24 Abs. 1, Art. 
26 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 VwVfG 
 
Bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger 
Kosten der aufsichtlichen Überprüfung des Kehrbuchs und des Kehrbezirks 
Kostentragung für die behördliche Heranziehung von Sachverständigen 
Nachweis wesentlicher Pflichtverletzungen unabhängig von der Bestandskraft hierauf ge-
stützter aufsichtlicher Maßnahmen 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 02.06.2015, Az. 22 ZB 15.535 
 
 
 
 
 
 
 



Leitsatz: 

Auch unter Geltung des § 21 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 SchfHwG besteht die Befugnis 

der Aufsichtsbehörden, für die Durchführung der Kehrbezirksüberprüfung Sachverständige 

heranzuziehen und die Kosten hierfür bei festgestellten wesentlichen Pflichtverletzungen 

des bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers diesem aufzuerlegen.  

 

Hinweis: 

Aufgrund von Kundenbeschwerden hatte das Landratsamt als zuständige Aufsichtsbehör-

de eine Kehrbuchüberprüfung und eine anlassbezogene Kehrbezirksüberprüfung durchge-

führt und dafür einen öffentlich vereidigten und bestellten Sachverständigen zugezogen. 

Das von diesem erstellte Gutachten listete zahlreiche Mängel auf, die zur (noch nicht be-

standskräftigen) Aufhebung der Bestellung des Geprüften für den Kehrbezirk führten. Mit 

Kostenbescheid verpflichtete das Landratsamt den Geprüften zur Erstattung der Kosten 

der Überprüfung seines Kehrbezirks einschließlich der Erstellung des Gutachtens. Die 

Abweisung der hiergegen erhobenen Klage hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 

(BayVGH) nun bestätigt. 

 

In den Gründen trifft der BayVGH eine wichtige Klarstellung: Zwar enthält § 21 Abs. 1 

Satz 2 und Abs. 2 SchfHwG in Abweichung von der Vorgängervorschrift des § 26 Abs. 2 

Satz 2 SchfG keine ausdrückliche Aussage zur Heranziehung von Sachverständigen. 

Durch Auslegung könne dem § 21 Abs. 2 SchfHwG aber entnommen werden, dass durch 

die dort genannte Anforderung des Kehrbuchs und der ihm zu Grunde liegenden Unterla-

gen alle anderen Überprüfungsinstrumente nicht ausgeschlossen sind (Rn. 20 ff.). Die 

fachkundige Auswertung könne daher auch durch externe Sachverständige erfolgen. Dass 

§ 21 Abs. 2 SchfHwG anders als § 26 Abs. 2 Satz 2 SchfG ihre Heranziehung nicht mehr 

zwingend vorschreibt, ermögliche eine Entscheidung im Einzelfall und damit für einfache 

und in eigener behördlicher Fachkompetenz prüfbare Sachverhalte eine deutliche Kosten-

ersparnis. 

 

Die Pflicht des Geprüften zur Tragung der Kosten für die Begutachtung durch den Sach-

verständigen sieht der BayVGH in § 21 Abs. 1 Satz 3 SchfHwG begründet. Die Vorschrift 

enthalte eine umfassende Kostentragungspflicht des Kehrbezirksinhabers für den Fall der 



Feststellung wesentlicher Pflichtverletzungen, ohne dass bestimmte Kosten wie für Sach-

verständige hiervon ausgenommen wären (Rn. 26). § 21 Abs. 1 Satz 3 SchfHwG könne 

eine dem Verursacherprinzip entsprechende gesetzliche Risikoverteilung derart entnom-

men werden, dass bei der Feststellung wesentlicher Pflichtverletzungen der Kehrbezirks-

inhaber, bei der Feststellung unwesentlicher Pflichtverletzungen aber die Allgemeinheit die 

Kosten zu tragen habe. 

 

 

Dr. Unterreitmeier 
Oberlandesanwalt 
 

 

  



22 ZB 15.535 

Au 5 K 14.1288 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

****** *******, 

******** **, ***** ********, 

 - ****** - 

 

**************: 

************ **. ********, 

*********  *, ***** **********, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

Kosten der Überprüfung eines bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers; 

hier: Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts Augsburg vom 15. Januar 2015, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 22. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Schenk, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Demling, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Dietz 

 

ohne mündliche Verhandlung am 2. Juni 2015 

folgenden 

 

 



Beschluss: 

 

 I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt. 

 

 II. Der Kläger trägt die Kosten des Antragsverfahrens. 

 

 III. Der Streitwert wird auf 3.650,80 Euro festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Kläger war bis zum 31. Dezember 2014 bevollmächtigter Bezirksschornstein-

feger und wendet sich mit seiner Klage gegen die Heranziehung zu Kosten für die 

Überprüfung seines Kehrbezirks durch die Aufsichtsbehörde. 

 

Aufgrund von Kundenbeschwerden führte das Landratsamt D********* eine Kehr-

buchüberprüfung und eine anlassbezogene Kehrbezirksüberprüfung durch und zog 

dafür einen öffentlich vereidigten und bestellten Sachverständigen und dessen Helfer 

zu. Das von ihm erstellte Gutachten listet zahlreiche Mängel in der Kehrbuch- und 

Kehrbezirksführung des Klägers auf. Mit noch nicht bestandskräftigem Bescheid der 

Regierung von S******* vom 12. Dezember 2014 wurde die Bestellung des Klägers 

für den Kehrbezirk mit Ablauf des 31. Dezember 2014 aufgehoben. 

 

Mit Kostenbescheid vom 13. August 2014 verpflichtete das Landratsamt den Kläger 

zur Erstattung der Kosten der Überprüfung seines Kehrbezirks einschließlich der Er-

stellung des Gutachtens in Höhe von 3.650,80 Euro. Zur Begründung wurde ausge-

führt, aufgrund der Erkenntnisse aus der Kehrbuchüberprüfung sei eine anlassbezo-

gene Kehrbezirksüberprüfung durchgeführt worden. Um die Arbeit des Klägers fach-

lich beurteilen zu können, sei die Heranziehung eines Sachverständigen des Schorn-

steinfegerhandwerks der Kaminkehrerinnung S******* notwendig gewesen. Die Über-

prüfung des Kehrbezirks habe wesentliche Pflichtverletzungen aufgedeckt, so betref-

fend Brandschutz und Betriebssicherheit unterlassene oder lediglich einmal jährlich 

durchgeführte Überprüfungen von Dunstabzugsanlagen in Gastronomiebetrieben 

trotz der Gefahr von Fettbränden, zum Teil über mehrere Jahre hinweg überhaupt 

nicht wahrgenommene Kaminreinigungstermine sowie erhebliche Abweichungen 

zwischen den gedruckten Listen der Feuerstättenbescheinigungen und den gespei-

cherten Feuerstättendaten. Diese seien teilweise im Kehrbuch eingetragen, aber die 
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Betreiber der Anlagen hätten keine Unterlagen/Bescheinigungen erhalten oder wüss-

ten nichts von einer Abnahme. Ganze Straßenzüge seien zwar im Kehrbuch erfasst 

und mit einer Feuerstättenschau 1998 dokumentiert, es seien aber weder Feuerstät-

tendaten noch Daten von Kaminen vorhanden, was auf eine jahrelange Nichtbearbei-

tung dieser Gebäude hinweise. Mängel hinsichtlich der Energieeinsparverordnung 

und der 1. Bundesimmissionsschutzverordnung beträfen die unterlassene Dokumen-

tation der Kontrolle der Dämmung freiliegender, wärmeführender Verteilleitungen und 

der Überprüfung der Effizienz von Umwälzpumpen. Erstmessungen von neu errichte-

ten Anlagen aller Brennstoffarten seien zum größten Teil nicht durchgeführt. Zudem 

entsprächen die Aufzeichnungen im Kehrbuch nicht den Vorgaben des § 19 Sch-

fHwG, zahlreiche Anwesen seien ohne Daten der Feuerungsanlagen oder gar nicht 

im Kehrbuch erfasst, Listen von Feuerstättenbescheiden und eine Mängelliste aus 

dem Jahr 2013 seien zwar vorgelegt worden, aber eine Datei mit den ausgestellten 

Bescheinigungen sei nicht einsehbar. Nachweise über die Überwachung der Schorn-

steinfegerarbeiten durch Fremdfirmen seien nicht vorhanden. Da die Gesamtheit die-

ser Mängel sogar so wesentlich sei, dass der Kläger bereits zur beabsichtigten Auf-

hebung seiner Bestellung angehört worden sei, seien die Kosten durch ihn zu tragen.  

 

Die hiergegen gerichtete Anfechtungsklage des Klägers hat das Verwaltungsgericht 

mit Urteil vom 15. Januar 2015 abgewiesen. 

 

Der Kläger hat die Zulassung der Berufung beantragt und macht ernstliche Zweifel 

sowie die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend.  

 

Der Beklagte hat die Ablehnung des Zulassungsantrags beantragt. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- und die beigezogenen Be-

hördenakten verwiesen. 

 

 

 

 

II. 

 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung bleibt erfolglos. Aus den insoweit maßgebli-

chen Darlegungen des Klägers (§ 124a Abs. 4 Satz 4, Abs. 5 Satz 2 VwGO) ergeben 

sich die geltend gemachten Zulassungsgründe (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 und 3 VwGO) 

nicht. 
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1. Der Kläger hat keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des Urteils des Verwal-

tungsgerichts (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) dargelegt.  

 

Solche Zweifel bestehen dann, wenn gegen die Richtigkeit des Urteils nach summa-

rischer Prüfung gewichtige Gesichtspunkte sprechen. Davon ist immer dann auszu-

gehen, wenn ein einzelner tragender Rechtssatz oder eine erhebliche Tatsachenfest-

stellung mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt wird und wenn sich nicht 

ohne nähere Prüfung die Frage beantworten lässt, ob die Entscheidung möglicher-

weise im Ergebnis aus einem anderen Grund richtig ist (Kopp/Schenke, VwGO, 

18. Aufl. 2012, § 124 Rn. 7 m.w.N.). Diese schlüssigen Gegenargumente müssen 

gemäß § 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO innerhalb offener Frist vorgebracht werden. Der 

Rechtsmittelführer muss konkret darlegen, warum die angegriffene Entscheidung aus 

seiner Sicht im Ergebnis falsch ist. Dazu muss er sich mit den entscheidungstragen-

den Annahmen des Verwaltungsgerichts konkret auseinandersetzen und im Einzel-

nen dartun, in welcher Hinsicht und aus welchen Gründen diese Annahmen ernst-

lichen Zweifeln begegnen (BVerfG, B.v. 8.12.2009 – 2 BvR 758/07 – NVwZ 2010, 

634/641; Happ in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, § 124a Rn. 62 f.). Dies fehlt hier.  

 

a) Keine ernstlichen Zweifel hat der Kläger daran dargelegt, dass die Voraussetzun-

gen seiner Kostenhaftung nach § 21 Abs. 1 Satz 3 SchfHwG für den im angefochte-

nen Bescheid geltend gemachten Betrag dem Grunde nach erfüllt sind.  

 

aa) Soweit der Kläger gegen seine Kostenhaftung einwendet, wesentliche Pflichtver-

letzungen im Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 3 SchfHwG seien gerichtlich nicht festge-

stellt sondern von ihm angegriffen worden, führt dies nicht zu ernstlichen Zweifeln. 

 

Das Verwaltungsgericht hat hierzu ausgeführt, die Überprüfung des Kehrbezirks des 

Klägers durch die Aufsichtsbehörde habe wesentliche Pflichtverletzungen ergeben, 

die es unter Bezugnahme auf das Gutachten im Einzelnen benennt (Urteil Rn. 26). 

Auch hat sich das Verwaltungsgericht mit den vom Kläger erstinstanzlich vorgetrage-

nen und in der Begründung seines Zulassungsantrags in Bezug genommenen An-

griffen gegen einzelne gutachterliche Feststellungen befasst und ausgeführt, selbst 

wenn zu Gunsten des Klägers davon ausgegangen werde, dass hinsichtlich zweier 

überprüfter Grundstücke die vom Gutachter festgestellten Mängel nicht vorliegen 

sollten, seien die Angriffe in der Gesamtschau ungeeignet, die im Übrigen vom Klä-

ger nicht substantiiert bestrittenen, im Gutachten dargelegten gravierenden Pflicht-

verstöße bei der Führung des Kehrbezirks zu entkräften (Urteil Rn. 27 f.). Vielmehr 

könne die gutachterliche Aussage aufrechterhalten bleiben, dass der Kläger die Be-

triebs- und Brandsicherheit in der Mehrzahl der überprüften Gebäude vernachlässigt 
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habe. Dies gelte insbesondere vor dem Hintergrund weiterer gravierender Pflichtver-

stöße wie u.a. der Nichtdurchführung von Bauabnahmen trotz Anforderung (ebenda 

Rn. 28). Hiergegen hat der Kläger nichts Durchgreifendes vorgetragen.  

 

Der Kläger hat die im Gutachten, im angefochtenen Bescheid und im verwaltungsge-

richtlichen Urteil tatsächlich festgestellten Pflichtverletzungen in der Begründung sei-

nes Zulassungsantrags und in der mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungs-

gericht, auf die er sich bezogen hat (Niederschrift vom 15.1.2015, S. 3 f., VG-Akte 

Bl. 60 f.), nicht substantiiert bestritten, ausgenommen lediglich die vom Verwaltungs-

gericht behandelten zwei Grundstücke. Außer auf die zwei – vom Verwaltungsgericht 

zu Gunsten des Klägers gewerteten – Fälle geht die Begründung des Zulassungsan-

trags nicht auf die weiteren gutachterlich attestierten, aufsichtlich vorgeworfenen und 

vom Verwaltungsgericht als erheblich eingestuften Pflichtversäumnisse u.a. hinsicht-

lich der Brand- und Betriebssicherheit der zu überprüfenden Gaststätten oder der 

unterlassenen Kaminreinigungen ein, obwohl diese Mängel den Vorwurf erheblicher 

Pflichtverletzung nach Einschätzung des Verwaltungsgerichts hinreichend und selb-

ständig tragen. Die Wertung dieser Pflichtverletzungen als wesentlich durch das 

Verwaltungsgericht hat der Kläger nicht durch schlüssige Gegenargumente in Frage 

gestellt. 

 

bb) Ebenso wenig hat er mit der Rüge, das Verwaltungsgericht habe die behaupteten 

Pflichtverletzungen nicht selbst überprüft, eine Verletzung der gerichtlichen Amtser-

mittlungspflicht gemäß § 86 Abs. 1 VwGO dargelegt. 

 

Zur Darlegung eines Verstoßes gegen den Amtsermittlungsgrundsatz gemäß § 86 

Abs. 1 VwGO muss substantiiert ausgeführt werden, hinsichtlich welcher tatsächli-

chen Umstände Aufklärungsbedarf bestanden hat, welche für geeignet und erforder-

lich gehaltenen Aufklärungsmaßnahmen hierfür in Betracht gekommen und welche 

tatsächlichen Feststellungen bei Durchführung der unterbliebenen Sachverhaltsauf-

klärung getroffen worden wären. Weiterhin muss entweder dargelegt werden, dass 

bereits im Verfahren vor dem Tatsachengericht insbesondere durch die Stellung ei-

nes unbedingten Beweisantrags oder zumindest durch eine bloße Beweisanregung 

in Gestalt eines sogenannten Hilfsbeweisantrags auf die Vornahme der Sachver-

haltsaufklärung, deren Unterbleiben gerügt wird, hingewirkt worden ist und die Ableh-

nung der Beweiserhebung im Prozessrecht keine Stütze findet, oder dass sich dem 

Gericht die bezeichneten Ermittlungen auch ohne ein solches Hinwirken von sich aus 

hätten aufdrängen müssen (vgl. BVerwG, B.v. 22.11.2013 – 7 B 16.13 – juris Rn. 4 

m.w.N.). Daran fehlt es hier. 
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Einen Beweisantrag oder einen Hilfsbeweisantrag hat der in der mündlichen Ver-

handlung anwaltlich vertretene Kläger aber nach seinen Darlegungen nicht gestellt, 

Dass sich dem Verwaltungsgericht trotz des vorliegenden Gutachtens Sachverhalts-

ermittlungen hätten aufdrängen müssen, weil das Gutachten in Folge methodischer 

Fehler oder anderer Mängel unverwertbar wäre und deswegen der gerichtlichen Be-

weiswürdigung nicht hätte zu Grunde gelegt werden dürfen, hat der Kläger ebenfalls 

nicht dargelegt.  

 

Ein Gutachten ist unverwertbar, wenn es unvollständig, widersprüchlich oder aus 

sonstigen Gründen nicht überzeugend ist, wenn es auf unzutreffenden tatsächlichen 

Annahmen beruht, wenn Zweifel an der Sachkunde oder der Unparteilichkeit des 

erstbeauftragten Sachverständigen bestehen, wenn ein anderer Sachverständiger 

über neuere oder überlegene Forschungsmittel verfügt oder wenn die Erkenntnisse, 

die in dem vorliegenden Gutachten ihren Niederschlag gefunden haben, durch sub-

stantiierte Einwände eines Beteiligten oder durch die übrige Ermittlungstätigkeit des 

Gerichts ernsthaft in Frage gestellt erscheinen (vgl. BVerwG, U.v. 29.8.2007 – 

4 C 2.07 – BVerwGE 129, 209 ff., juris Rn. 33). Solches hat der Kläger nicht vorge-

tragen.  

 

cc) Keine ernstlichen Zweifel hat der Kläger mit der Rüge dargelegt, die Überprüfung 

nach § 21 Abs. 1 Satz 2 SchfHwG sei von der Aufsichtsbehörde durchzuführen, so 

dass es an einer gesetzlichen Grundlage für eine Kostentragung durch den zu Über-

prüfenden für die Heranziehung von Sachverständigen fehle. 

 

Das Verwaltungsgericht hat die Heranziehung von Sachverständigen als von der auf-

sichtlichen Überprüfungsbefugnis mit umfasst angesehen und der Aufzählung in § 21 

Abs. 2 SchfHwG keine Beschränkung auf die dort genannten Überprüfungsinstru-

mente – und damit ein Verbot der Heranziehung von Sachverständigen – entnom-

men (Urteil Rn. 25). Dies begegnet keinen ernstlichen Zweifeln. 

 

Dem Kläger ist zwar zuzugeben, dass § 21 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 SchfHwG in 

Abweichung von der Vorgängervorschrift des § 26 Abs. 2 Satz 2 SchfG keine aus-

drückliche Aussage zur Heranziehung von Sachverständigen trifft. § 26 Abs. 2 Satz 2 

SchfG schrieb noch die Teilnahme eines Sachverständigen des Schornsteinfeger-

handwerks an der Kehrbezirksüberprüfung ausdrücklich vor, während § 21 Abs. 1 

Satz 2 und Abs. 2 SchfHwG hierzu schweigt. In grammatikalischer Auslegung kann 

§ 21 Abs. 2 SchfHwG jedoch mangels eines ausdrücklich einschränkenden Zusatzes 

(z.B. „nur“, „lediglich“) nicht entnommen werden, dass alle anderen Überprüfungsin-

strumente außer der ausdrücklich genannten Anforderung des Kehrbuchs in analo-
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ger oder digitaler Form und der ihm zu Grunde liegenden Unterlagen ausgeschlos-

sen wären.  

 

Die historische Auslegung spricht ebenfalls gegen eine Beschränkung der Aufsichts-

behörde auf die in § 21 Abs. 2 SchfHwG genannten Überprüfungsinstrumente, denn 

nach den Gesetzesmaterialien sollte sich die Aufsichtsbehörde für die Kehrbezirks-

überprüfung „insbesondere“ das Kehrbuch und die für die Führung des Kehrbuchs 

erforderlichen Unterlagen vorlegen lassen (vgl. Einzelbegründung zu § 21 SchfHwG, 

BT-Drs. 16/9237, S. 35). Andere Beweismittel wurden somit nicht ausgeschlossen. 

Eine Einschränkung durch die Neuregelung im Vergleich zur Vorgängervorschrift des 

§ 26 Abs. 2 Satz 2 SchfG war erkennbar nicht beabsichtigt.  

 

Gleiches ergibt auch die systematische Auslegung, denn das Kehrbuch bedarf als 

amtliche Urkunde und gesetzlich vorgesehenes Beweismittel für die Kehrbezirksfüh-

rung (vgl. BayVGH, B.v. 15.2.2012 – 22 ZB 10.2972 – GewArch 2012, 364/365 

Rn. 18 m.w.N.) einer fachkundigen Auswertung. Da die Aufsichtsbehörde – wie das 

Verwaltungsgericht unwidersprochen festgestellt hat (Urteil Rn. 25) – nicht über das 

in komplexen Fällen wie dem vorliegenden Fall nötige fachkundige Personal verfügt, 

ist sie auf externen Fachverstand und damit auf die Heranziehung von Sachverstän-

digen angewiesen, sonst wäre ihr eine effektive Kehrbezirksprüfung überhaupt nicht 

möglich. 

 

Zu demselben Ergebnis führt auch die teleologische Auslegung des § 21 Abs. 2 Sch-

fHwG. Allein die Sichtung des Kehrbuchs reicht der behördlichen Aufsicht nicht in 

jedem Fall, denn wie den Gesetzesmaterialen zu entnehmen ist (vgl. Einzelbegrün-

dung zu § 21 SchfHwG, BT-Drs. 16/9237, S. 35: „insbesondere das Kehrbuch und 

die für die Führung des Kehrbuchs erforderlichen Unterlagen vorlegen lassen“), be-

dürfen die darin enthaltenen Daten ggf. des Abgleichs mit den hierfür erforderlichen 

Unterlagen und den tatsächlichen Gegebenheiten und damit – wie ausgeführt – einer 

fachkundigen Auswertung. Diese kann auch durch externe Sachverständige erfol-

gen. Dass § 21 Abs. 2 SchfHwG anders als § 26 Abs. 2 Satz 2 SchfG ihre Heran-

ziehung nicht mehr zwingend vorschreibt, ermöglicht eine Entscheidung im Einzelfall 

und damit für einfache und in eigener behördlicher Fachkompetenz prüfbare Sach-

verhalte eine deutliche Kostenersparnis. Dies bedeutet aber nicht die Unzulässigkeit 

der Heranziehung externen Sachverstands in komplexen Fällen wie jenem des Klä-

gers. 

 

dd) Soweit der Kläger sinngemäß meint, Kosten für Sachverständige gehörten zu 

dem von der Allgemeinheit zu tragenden Behördenaufwand, da sie nur die behörd-
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liche Aufsicht unterstützten, geht dies fehl.  

 

§ 21 Abs. 1 Satz 3 SchfHwG enthält eine umfassende Kostentragungspflicht des 

Kehrbezirksinhabers für den Fall der Feststellung wesentlicher Pflichtverletzungen, 

ohne dass bestimmte Kosten wie für Sachverständige hiervon ausgenommen wären. 

Das Verwaltungsgericht hat § 21 Abs. 1 Satz 3 SchfHwG eine gesetzliche Risiko-

verteilung derart entnommen, dass bei der Feststellung wesentlicher Pflichtverletzun-

gen der Kehrbezirksinhaber, bei der Feststellung unwesentlicher Pflichtverletzungen 

aber die Allgemeinheit die Kosten zu tragen habe (Urteil Rn. 29). Dagegen hat der 

Kläger nichts Durchgreifendes vorgetragen. Diese Wertung entspricht dem Verursa-

cherprinzip, einem Veranlasser behördlicher Ermittlungen die Kosten für diese Ermitt-

lungen aufzuerlegen, wenn sich der Anfangsverdacht von Pflichtverletzungen und 

Rechtsverstößen durch die Ermittlungen erhärtet hat.  

 

Dies gilt auch für die Kosten von rechtmäßig herangezogenen Sachverständigen. 

Falls dies nicht schon im Schornsteinfeger-Handwerksgesetz geregelt sein sollte, 

ließe das Bundesrecht Raum für eine Anwendung von Art. 26 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 

Nr. 2 BayVwVfG, wonach es im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde liegt, Äuße-

rungen von Sachverständigen einzuholen, die als Auslagen nach Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 

KG erhoben werden können.  

 

b) Auch die Einwände des Klägers gegen die Nachvollziehbarkeit der Rechnung des 

Sachverständigen legen keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des Urteils dar.  

 

Der Kläger rügt, das Verwaltungsgericht habe außer Acht gelassen, dass die Rech-

nung formell falsch sei, weil ihr nicht zu entnehmen sei, an welchem Tag welche Ar-

beiten ausgeführt worden seien; gegenüber summierten Stunden und Fahrtkilometer-

Abrechnungen habe er im geschäftlichen Verkehr ein Zurückbehaltungsrecht.  

 

Dem gegenüber hat das Verwaltungsgericht in Prüfung der Sachverständigenrech-

nung ausgeführt, die fehlende nähere Aufschlüsselung, wann welche Teilzeiträume 

angefallen seien, sei angesichts der bei Sachverständigengutachten üblichen Aus-

weisung nur der Arbeitsstunden und ihrer nicht substantiiert bestrittenen Gesamtzahl 

entbehrlich. Dies hat der Kläger nicht substantiiert in Zweifel gezogen.  

 

Vielmehr ergibt sich aus der dem angefochtenen Kostenbescheid zu Grunde liegen-

den Sachverständigenrechnung und den dazu vorhandenen Unterlagen hinreichend 

nachprüfbar der aufgeschlüsselte Aufwand für die Kehrbuchüberprüfung und die Er-

stellung des Gutachtens. So hat der Sachverständige z.B. für den 12. Februar 2014 
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für eine „Vorortüberprüfung mit Vorbesprechung und Vorbereitung“ inklusive Fahrzei-

ten zwölf Stunden angesetzt, in den 117 Seiten „Unterlagen zur Kehrbuch- und Kehr-

bezirksprüfung“ tabellarisch die einzelnen aufgesuchten Anwesen erfasst und die 

Anwesenheit einer Mitarbeiterin des Landratsamts dokumentiert. Was den Zeitbedarf 

und die Stundensätze angeht, hat der Kläger in der Begründung seines Zulassungs-

antrags keine substantiierten Einwände erhoben.  

 

2. Soweit der Kläger eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 124 Abs. 2 

Nr. 3 VwGO) geltend macht, hat er nicht in einer den Anforderungen des § 124a 

Abs. 4 Satz 4 VwGO genügenden Weise dargelegt, welche Rechtsfrage vorliegend 

erstens entscheidungserheblich, zweitens klärungsbedürftig und drittens über den 

Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (zum Erfordernis des kumulativen Vorliegens die-

ser Voraussetzungen Happ in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, § 124 Rn. 35–40).  

 

Die vom Kläger aufgeworfene Frage, ob § 21 SchfHwG als Ermächtigungsgrundlage 

für das konkrete Vorgehen des Beklagten dienen kann, bezeichnet keine abstrakte 

Rechtsfrage. Die Frage, ob ohne „Überprüfung der Ergebnisse der Sachverständigen 

trotz manifester Anhaltspunkte“ die Kostenpflicht ausgelöst werden kann, würde sich 

in einem eventuellen Berufungsverfahren angesichts der nicht substantiiert bestritte-

nen Feststellungen des Verwaltungsgerichts nicht stellen.  

 

Kosten: § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Streitwert: § 52 Abs. 3 Satz 1, § 47 Abs. 3 GKG (wie Vorinstanz). 

 

 

 

Dr. Schenk                                                Demling                                        Dr. Dietz 
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